
Die gegenwärtige Diskussion über
den Euro mag den Eindruck auf-
kommen lassen, dass die Krise vor

allem eine Schuldenkrise ist. Dieser Ein-
druck täuscht: Es geht um eine politi-
sche, genauer: eine Staatskrise.

Je mehr sich ein Staat verschuldet hat,
desto geringer sind seine gegenwärtigen
und zukünftigen Handlungsmöglichkei-
ten. Die Budgetmittel, die für die Bedie-
nung der eingegangenen Verpflichtun-
gen eingesetzt werden müssen, stehen
heute und morgen für politisches Han-
deln nicht zur Verfügung. Je größer die
Schuld, desto geringer der politische
Handlungsspielraum. Im Extrem mag
gar Letzterer – wie im Fall Griechen-
lands – auf null sinken. Aber auch viele
andere Länder sind so überschuldet, dass
sie nur noch über einen gefährlich redu-
zierten Spielraum für politisches Han-
deln verfügen und morgen verfügen wer-
den. Auch Deutschland ist da keine Aus-
nahme, nicht zuletzt aufgrund der einge-
leiteten „Euro-Rettungsmaßnahmen“.
Diese bedeuten faktisch eine Mithaftung
an der Überschuldung anderer Länder.

Eine Entschuldung kann auf verschie-
denen Wegen erfolgen: Die Staatsschuld
kann – erstens – an politischer Bedeu-
tung verlieren, wenn die betreffende nati-
onale Volkswirtschaft wächst. Indem das
Wachstum neue Mittel des staatlichen
Handelns schafft, kompensiert es mehr
oder weniger die schuldenindizierte Be-
schränkung der politischen Handlungs-
möglichkeiten. Folglich ist eine staatli-
che Verschuldung, die auf wachstumsför-

dernde Ausgaben zurückzuführen ist, we-
niger drückend als eine, die durch staat-
lich finanzierten privaten und öffentli-
chen Konsum entstanden ist. Leider ist
Letzteres in vielen Ländern der Fall ge-
wesen.

Erfolgt hingegen – zweitens – die Ent-
schuldung durch einen harten Schulden-
schnitt, wie bei Griechenland unaus-
weichlich, würde dies im Falle größerer
Länder wie Italien, Spanien oder Frank-
reich zu unabsehbaren Konsequenzen
für das weltweite Finanzsystem und so-
mit letztlich der Realwirtschaft führen.
Staatsbankrotte sind also sehr riskant,
erfolgen aber unweigerlich, wenn die Po-
litik nicht wirksam in einer Situation der
Überschuldung handelt.

Eine weitere Möglichkeit der Entschul-
dung besteht – drittens – durch die Infla-
tionierung der Währung: Die Schuldner,
auch die verschuldeten Staaten, entledi-

gen sich dadurch real eines Teils ihrer
Schulden und mögen hoffen, auf diese
Weise einen Teil ihrer Handlungsfreiheit
zurückzugewinnen. Selbst wenn ihnen
dies gelingt, bleibt, dass die Inflation
nichts anderes als eine legalisierte Ent-
eignung von Schuldnern und von Bezie-
hern nicht indexierter Geldeinkommen
ist. Es ist zu erwarten, dass die Leidtra-
genden eher im Kreis der kleinen und
mittleren Sparer und der kleinen und
mittleren Einkommensbezieher zu fin-
den sind. Angesichts der Versuchung der
politischen Akteure, den Weg des gerings-
ten Widerstandes zu gehen und sich über
die Geldentwertung zu entschulden, ist
es von großer Wichtigkeit, dass eine Insti-
tution, also die Europäische Zentral-
bank (EZB), frei ist, diesem Tun Grenzen
zu setzen, es also nicht durch die Geld-
druckmaschine zu unterstützen. Letzte-
res scheint aber bereits der Fall zu sein,

wie die massiven Ankäufe von Staatsan-
leihen durch die EZB zeigen.

Wenn nun wenigstens vorerst über das
Wachstum keine Entschuldung zu erwar-
ten ist, wenn auch die Entschuldung mit-
tels der Inflation wegen ihres betrügeri-
schen und unsozialen Charakters nicht
vertretbar scheint und man Staatsbank-
rotte nicht anstrebt, dann bleiben nur –
viertens und fünftens – die Ausgabenkür-
zung und die Einnahmensteigerung. Hin-
sichtlich der Ausgaben sollte selbstver-
ständlich alles auf den Prüfstand. Aller-
dings: Große Hoffnungen, auf diese Wei-
se substantiellere Haushaltsüberschüsse
zu erzielen, sollte man nicht haben. Eine
Todsünde wären beispielsweise Ausga-
benkürzungen im Bereich Bildung, For-
schung und öffentliche Infrastruktur.
Diese sind längerfristig wachstumsför-
dernd und somit eine der wenigen effekti-
ven Möglichkeiten der Entschuldung.
Auch bei Kürzungen der Sozialausgaben
sollte Vorsicht geboten sein, damit nicht
die Ärmsten für Fehlentscheidungen der
Finanzmarktakteure aufkommen, die
den Staaten ihre Überschuldung zu lan-
ge finanziert haben.

Bleibt also die Einnahmenseite,
sprich: Steuererhöhungen. Diese kann
angesichts der massiven Verschuldung
nicht nur marginal sein. Somit ergibt
sich aus der derzeitigen Krise ein gewalti-
ges Verteilungsproblem, über das nie-
mand so recht reden möchte. Letztlich ist
es aber unvermeidbar und, einmal ausge-
sprochen, unmittelbar einsichtig. Irgend-
wer muss für die Bewältigung der Krise

bezahlen. Die einzige Frage ist somit die
nach der Verteilung der Lasten mittels
Art und Ausgestaltung der Besteuerung.

Eine Mehrwertsteuererhöhung bei-
spielsweise würde vor allem wieder klei-
ne und mittlere Einkommen treffen. Da-
von sei abgeraten, denn diese Einkom-
mensgruppen haben vom Wachstum der
letzten Jahrzehnte kaum oder gar nicht
profitiert. Ein weiteres Auseinanderdrif-
ten von Arm und Reich könnte ernstzu-
nehmende gesellschaftliche Verwerfun-
gen hervorrufen.

Wenn die heute noch belächelte Occu-
py-Welle sich nicht zu einem Tsunami
ausweiten soll, kommen also nur Steuer-
erhöhungen in Frage, die hauptsächlich
Hocheinkommensbezieher und Vermö-

gende betreffen. Neben einer progressive-
ren Einkommensbesteuerung (Reichen-
steuer!) sollte auch eine Erhöhung der
Erbschaftssteuer und die Einführung
einer Vermögenssteuer kein Tabu sein.
Nur wenn Investoren eine nachhaltige
Entschuldung glaubhaft erwarten kön-
nen, werden sie nicht mehr auf Staats-
bankrotte wetten.

Wenn es also unvermeidlich ist, die
Steuern zu erhöhen, mag man fragen,
warum dieser Tatbestand weder von den
derzeitigen politischen Entscheidungs-
trägern noch von ihren Beraterstäben
auf die politische Agenda gebracht wird.
In den USA hat das Aufstreben der Tea-
Party-Bewegung zu einem gefährlichen
Denkverbot in diese Richtung geführt. In
Deutschland diskutiert die Regierung
ebenfalls lieber über Steuersenkungen,
finanziert durch höhere Verschuldung,
also einer weiteren Einschränkung des
staatlichen Handlungsspielraums.

Auch für die meisten Ökonomen
scheint das Dogma der wachstumsfeind-
lichen Steuererhöhungen unumstößlich,
obschon es keine seriöse empirische Evi-
denz für diese inzwischen gefährliche
Ideologie gibt.

Wir haben nun die Wahl: Staatsbank-
rott, Inflation oder Steuererhöhungen.
Wer das Finanzsystem zerstören will und
eine tiefe Rezession möchte, wählt den
Staatsbankrott, wer die EZB als Instituti-
on und den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt zerstören will, wählt Inflation.
Ein in der Tat eingeschränkter Hand-
lungsspielraum.

Forum

Am Ende bleiben nur
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Irgendwer muss für die Bewältigung der Krise bezahlen.
Die Frage ist nur, wie die Lasten gerecht verteilt werden können.
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